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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Wissenschaft, Forschung und Kunst

zu dem Gesetzentwurf der Fraktion GRÜNE und  
der Fraktion der CDU
– Drucksache 16/8151

Gesestz zur Änderung des Landeshochschulgesetzes und des 
Studierendenwerksgesetzes

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

dem Gesetzentwurf der Fraktion GRÜNE und der Fraktion der CDU – Drucksache 
16/8151 – mit folgenden Änderungen zuzustimmen:

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:

 a) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefügt:

  „3. Nach § 29 Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a eingefügt:

    ,(3 a) Für Studierende, die im Sommersemester 2020 in einem Studien-
gang eingeschrieben sind, gilt eine von der in Absatz 3 Satz 1 geregelten 
Regelstudienzeit abweichende, um ein Semester verlängerte individuelle 
Regelstudienzeit. Bei beurlaubten Studierenden regelt das Rektorat, ab-
hängig von den Beurlaubungsgründen und der Situation an der Hoch-
schule, ob die Verlängerung nach Satz 1 Anwendung findet.‘ “

 b) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden die Nummern 4 und 5.

 c) Nach der neuen Nummer 5 wird folgende Nummer 6 eingefügt:

  „6. Nach § 45 Absatz 6 wird folgender Absatz 6 a eingefügt:

    ,(6 a) Unbeschadet des Absatzes 6 können Beamtenverhältnisse auf Zeit 
nach §§ 51 Absatz 7 Satz 1, 51 a Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 1 so-
wie 52 Absatz 4 Satz 1 und 3, die schon zwischen dem 1. März 2020 und 
dem 30. September 2020 bestanden haben, auf Antrag um bis zu sechs 
Monate verlängert werden.‘ “

 d) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 7.

Ausgegeben: 21. 07. 2020
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2. Nach Artikel 2 wird folgender Artikel 3 eingefügt:

 „Artikel 3
 Anwendung auf das KIT

  Abweichend von § 20 KITG finden § 29 Absatz 3 a LHG und § 32 Absatz 5 a 
LHG auf das KIT Anwendung, soweit dieses Universitätsaufgaben wahrnimmt. 
§ 45 Absatz 6 a LHG findet auf das KIT insgesamt Anwendung.“

3. Der bisherige Artikel 3 wird der Artikel 4.

24. 06. 2020

Die Berichterstatterin:  Der Vorsitzende:

Gabi Rolland    Andreas Deuschle

B e r i c h t

Der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst behandelt den Gesetzent-
wurf der Fraktion GRÜNE und der Fraktion der CDU – Gesetz zur Änderung 
des Landeshochschulgesetzes und des Studierendenwerksgesetzes – Drucksache 
16/8151 in seiner 35. Sitzung am 24. Juni 2020.

In die Beratung mit einbezogen wurde der Änderungsantrag der Abg. Gabi Rol-
land u. a. SPD (Anlage 1), der Änderungsantrag der Abg. Alexander Salomon u. a. 
GRÜNE und der Abg. Marion Gentges u. a. CDU (Anlage 2) sowie die vorab den 
Mitgliedern des Ausschusses für Wissenschaft, Forschung und Kunst schriftlich 
vorgelegten Stellungnahmen, die im Rahmen des schriftlichen Anhörungsverfah-
rens zugingen (Anlage 3).

Der Vorsitzende weist darauf hin, der Gesetzentwurf sei am 17. Juni 2020 in Erster 
Beratung im Plenum behandelt worden. Nach der jetzt stattfindenden Ausschuss-
sitzung werde der Gesetzentwurf in zweiter Lesung in der heutigen Plenarsitzung 
unter Tagesordnungspunkt 7 beraten. Die Fraktionen hätten vor der Sitzung Bera-
tungsbedarf im Ausschuss angemeldet. 

Er fragt, ob sofort über die Änderungsanträge abgestimmt werden könne. Die An-
tragsteller hätten jedoch die Möglichkeit, zunächst selbst das Wort zu erhalten bzw. 
zuerst die Ausführungen der Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst 
abzuwarten. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD merkt an, ihres Erachtens könne direkt 
über die Anträge abgestimmt werden. Allerdings bestehe noch Beratungsbedarf zu 
dem Gesetzentwurf, insbesondere nach der Lektüre der Stellungnahmen dazu, die 
den Abgeordneten vor der Ausschusssitzung zugegangen seien. Diese enthielten 
einige Punkte, über die beraten werden müsse. Zudem stellten die Ausführungen 
des Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (im Fol-
genden: Landesdatenschutzbeauftragter) die Rechtmäßigkeit einzelner Bestim-
mungen infrage. 

Der Vorsitzende schlägt daraufhin vor, zunächst der Ministerin das Wort zu erteilen 
und danach in die Diskussion einzutreten. 

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst führt aus, nachdem die 
Regierungsfraktionen den Gesetzentwurf eingebracht hätten und der pandemiebe-
dingte Handlungsbedarf sukzessive erkennbar geworden sei, habe sie angekündigt, 
dass die jetzige Gesetzesänderung nicht die letzte sein werde. Kurze Zeit nach 
dieser Ankündigung lägen neue Veränderungen und Ergänzungen vor, die dringend 
geregelt werden müssten. 
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Die meisten Stellungnahmen seien im Grundsatz positiv ausgefallen und hätten 
Details zum Inhalt. Eine etwas deutlichere und kritischere Stellungnahme stamme 
vom Landesdatenschutzbeauftragten. Dessen wesentliche Kritik beziehe sich auf 
die schriftliche Begründung des Gesetzentwurfs und nicht auf den Normtext an 
sich. Der Landesdatenschutzbeauftragte gehe davon aus, dass die Durchführung 
von Videokonferenzen gesetzlich bislang noch nicht gedeckt sei. Das Ministerium 
vertrete dezidiert eine andere Auffassung und sei davon überzeugt, dass im Verwal-
tungsverfahren der Grundsatz der Formfreiheit existiere. Dies bedeute, sofern dem 
keine Regelungen entgegenstünden, könne frei gewählt werden, wie die Aufgabe 
bewältigt werde. Das Hochschulrecht regle nicht, dass die Durchführung von Vi-
deokonferenzen nicht möglich sei. Andernfalls wären alle bisher durchgeführten 
Videokonferenzen rechtswidrig gewesen. Der Gesetzentwurf regle jetzt explizit 
das, was bislang bereits möglich gewesen sei. Die Probleme, die der Landesda-
tenschutzbeauftragte in bestimmten Aussagen der schriftlichen Begründung des 
Gesetzentwurfs sehe, sollten die Beratung und Beschlussfassung zu dem vorlie-
genden Gesetzentwurf nicht verzögern. 

Der Landesdatenschutzbeauftragte problematisiere zudem das Thema Onlinewah-
len. Allerdings vertrete das Ministerium auch bei diesem Thema die Auffassung, 
dass die Durchführung von Onlinewahlen bereits möglich sei. Die geltende Formu-
lierung in § 9 des Landeshochschulgesetzes (LHG) lege lediglich die Wahlprinzi-
pien fest. Diese müssten eingehalten werden. Alles Weitere regelten die Hochschu-
len in ihren jeweiligen Wahlordnungen, die sie selbst verfassten. Dieses Verfahren 
setze die grundsätzlichen Herangehensweisen, möglichst viel in der Autonomie 
und der Verantwortung der Hochschulen zu belassen, sehr adäquat und konsequent 
um. Die Onlinewahlen wolle der Landesdatenschutzbeauftragte auf pandemie-
bedingte Ausnahmesituationen begrenzen. Sie erachte diese Anregung für nicht 
sinnvoll. Videokonferenzen und entsprechende Gremiensitzungen könnten dazu 
beitragen, eine große Zahl an Eilbeschlüssen zu vermeiden. Solche Formate sollten 
eingeführt und praktiziert werden, da sie die Hochschuldemokratie etwas erleich-
terten. Die schon jetzt eingeführte und etablierte Praxis lasse sich auch nach der 
Coronakrise einsetzen, um kurzfristig Sitzungen abhalten zu können. 

Eine weitere Anregung des Landesdatenschutzbeauftragten beschäftige sich mit 
näheren Ausführungen zur Abhaltung von Videokonferenzen im Gesetz. Dieser 
Anregung verschließe sie sich nicht völlig. Ihrer Ansicht nach sei deren Umset-
zung jedoch gegenwärtig nicht notwendig, da der vorliegende Gesetzentwurf klare 
Formulierungen enthalte, die zur Rechtssicherheit beitragen würden. Zurzeit lägen 
erst wenige Erfahrungsberichte vor. Daher empfehle sie, zunächst die Erfahrungen 
des „Coronasemesters“ mit Videokonferenzen auszuwerten. Diese Erfahrungen 
könnten auch systematisch bei den Hochschulen abgefragt werden. Erkenne das 
Ministerium Regelungsbedarf, könne das Thema zusammen mit dem Landesda-
tenschutzbeauftragten noch einmal vertieft und präzisiert werden.

Einige Darstellungen des Landesdatenschutzbeauftragten hörten sich dramatisch 
an und seien unwahr, beispielsweise dass ein Zwang bestehe, den Kollegen das 
eigene Wohnzimmer einsehbar zu machen. Vielmehr könne jeder frei entscheiden, 
wo der Laptop aufgestellt werde oder ob er die Bildwiedergabe abstelle. Diese 
Möglichkeiten seien gängige Praxis.

Der Gesetzentwurf trage dazu bei, dass die Hochschulen handlungs- und funk-
tionsfähig blieben, und beinhalte nur explizite Regelungen zu Maßnahmen, die 
bereits möglich seien. Durch die Präzisierung solle erreicht werden, dass Hoch-
schulautonomie, Selbstverwaltung und innerhochschulische Demokratie gelebt 
werden könnten. 

Der Änderungsantrag der Regierungsfraktionen sehe eine Verlängerung der Re-
gelstudienzeit vor. Diese Maßnahme sei aufgrund der Vorgänge in den letzten Wo-
chen anscheinend notwendig. Allerdings bevorzuge sie einen anderen Weg. Da 
die Hochschulen angewiesen seien, das Semester studierbar zu machen und den 
Hochschulbetrieb aufrechtzuerhalten, stelle sich im Wesentlichen die Frage, ob 
dies trotz des „Umswitchens“ auf Onlineangebote sichergestellt sei. Alle Beteilig-
ten wüssten aber, dass Verzögerungen und Schwierigkeiten auftreten könnten, die 
verhinderten, dass das Studium in der eigentlich vorgesehenen Regelstudienzeit 
beendet werden könne. Beispielsweise müssten Kinder betreut oder Angehörige 
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gepflegt werden, funktioniere der Internetanschluss nicht optimal oder seien die 
Bibliotheken geschlossen. All dies könne individuell den Studienfortschritt ver-
langsamen und sei für diejenigen heikel, die relevante Prüfungen ablegen müssten, 
die über das weitere Studium oder den Abschluss entschieden, jedoch eine Frist 
vorsähen. Bereits der erste Gesetzentwurf habe eine Verlängerung der Prüfungs-
fristen um ein Semester vorgesehen. 

Sensibel sei dieses Thema auch für die BAföG-Empfänger, die in besonderer Wei-
se auf eine Finanzierung ihres Studiums angewiesen seien. Müssten sie unter Um-
ständen ein Semester länger studieren, könnten sie bereits aus finanziellen Grün-
den in eine schwierige Lage geraten und am weiteren Studium gehindert werden. 
Da der Bund für das BAföG zuständig sei, habe ihr Haus gegenüber der Bundes-
ministerin für Bildung und Forschung sehr früh eine coronabedingte Verlängerung 
des BAföG-Anspruchs um ein Semester vorgeschlagen. Dem sei die Bundesminis-
terin nicht nähergetreten, habe allerdings zugesagt, eine pragmatische Regelung 
zu schaffen, die den Aufwand für entsprechende Nachweise begrenze und kalku-
lierbar halte. Die entsprechenden Regelungen seien nicht entwickelt worden. Das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung erläutere im Gegenteil in Präzisie-
rungen und schriftlichen Erlassen, dass auf Einzelfallprüfungen bestanden werde 
und die Nachweispflicht beim einzelnen Antragsteller liege. Der letzte Erlass sei 
am 10. Juni ergangen und habe alle Hoffnung genommen, eine vertretbare, prag-
matische Lösung für die Prüfenden und die Studierenden zu finden. Das Bundes-
ministerium akzeptiere auch keine Formulare, die das Verfahren beschleunigten 
oder erleichterten. 

Gleichzeitig habe das Land Nordrhein-Westfalen eine gesetzliche Regelung erlas-
sen, die die individuelle Regelstudienzeit coronabedingt pauschal um ein Semester 
verlängere. Das Bundesministerium habe diese pauschale Verlängerung akzep-
tiert, sodass alle BAföG-Empfänger, die an nordrhein-westfälischen Hochschulen 
studierten, länger anspruchsberechtigt seien. Ihres Erachtens dürfe es nicht sein, 
dass die BAföG-Empfänger aus Nordrhein-Westfalen pauschal Erleichterungen 
erhielten, nicht aber die Studierenden aus Baden-Württemberg. Allerdings stelle 
sich dieser Regelungsbedarf auch in anderen Ländern. Der Hessische Landtag bei-
spielsweise habe gestern eine Regelung beschlossen, die der in Nordrhein-West-
falen ähnele und quasi eine pauschale Verlängerung der Ansprüche vorsehe. Der 
Bayerische Staatsminister für Wissenschaft und Kunst führe weiterhin Gespräche 
mit der Bundesregierung, habe aber öffentlich kommuniziert, dass er nicht hinneh-
men werde, dass bayerische Studierende schlechtergestellt würden als Studierende 
aus anderen Bundesländern. Daher vermute sie, dass sukzessive alle Länder einen 
ähnlichen Weg beschritten, da der Bund nicht signalisiere, eine eigene Regelung 
verabschieden zu wollen. Der Weg über das LHG sei nicht schön, zumal eine Än-
derung des BAföG der sozialen Absicherung diene. Er müsse aber hingenommen 
werden, damit den BAföG-Empfängern aus Baden-Württemberg keine Nachteile 
entstünden. Dieser Weg stelle auch die baden-württembergische Form des Prag-
matismus dar.

Sie danke dem Ausschuss recht herzlich, dass er sich des Problems sehr zügig 
angenommen habe. 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE erklärt, den Ausführungen der Ministerin 
zum Gesetzentwurf der Regierungsfraktionen müsse grundsätzlich nichts hinzu-
gefügt werden. 

Er nehme jedoch kurz zu den Ausführungen des Landesdatenschutzbeauftragten 
Stellung, die für die Regierungsfraktionen durchaus relevant und wichtig seien. 
Der Landesdatenschutzbeauftragte weise vor allem auf die schriftliche Begrün-
dung des Gesetzentwurfs und die Coronapandemie hin. Zurzeit sei nicht bekannt, 
wann diese Pandemie beendet sei oder ob weitere Infektionswellen einträten. Um 
Vorlesungen und Videokonferenzen online stattfinden lassen zu können und darü-
ber hinaus auch Wahlen bzw. Prüfungen abhalten zu dürfen, erachte es der Landes-
datenschutzbeauftragte daher als wichtig, eine Ermächtigung für die Hochschulen 
einzuführen. In einem weiteren Schritt empfehle der Landesdatenschutzbeauftrag-
te, sich mit einer Befristung des Gesetzes auseinanderzusetzen. Der Landesdaten-
schutzbeauftragte rate außerdem dazu, gewisse Regelungen in der schriftlichen 
Begründung zu präzisieren oder weiter auszuführen, damit diese für die Hochschu-
len noch verständlicher und besser anwendbar seien. 
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Der Kern des Gesetzentwurfs werde in den meisten Stellungnahmen dazu begrüßt. 
In den jetzt vorliegenden Gesetzentwurf könnten aber weitere Inhalte aus den Stel-
lungnahmen bzw. den Ausführungen seiner Vorrednerin von der SPD nicht aufge-
nommen werden. Diese müssten grundsätzlich besprochen werden. Er wolle den 
Gesetzentwurf auch ungern ad hoc erweitern. Der Gesetzentwurf sei „rund“ und 
nehme gerade die Probleme der BAföG-Empfängerinnen und -Empfänger auf. Al-
lerdings hätte auch er sich vom Bund diesbezüglich eine grundsätzliche Regelung 
gewünscht, nachdem der Bund die Gesetzgebungskompetenz für das BAföG voll-
ständig übernommen habe. Der Bund regle Kompetenzbereiche nicht, die er regeln 
dürfe, wolle aber dafür andere regeln, die er nicht regeln dürfe, obwohl dies dem 
Föderalismus entgegenstehe. Daher wünsche er sich eine klarere Linie des Bundes.

Er hoffe, dass das novellierte Gesetz eine Regelung darstelle, die den Studierenden 
in Baden-Württemberg helfe. 

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD legt dar, sie frage sich, ob der Gesetzent-
wurf heute beschlossen werden müsse. Ihr sei nicht wohl dabei, einem Gesetzent-
wurf zuzustimmen, wenn Zweifel an dessen schriftlicher Begründung bestünden. 
Der Landesdatenschutzbeauftragte erachte die schriftliche Begründung als unprä-
zise und stelle zudem die Zulässigkeit mancher Regelungen infrage. Die Ausfüh-
rungen des Landesdatenschutzbeauftragten könne sie nachvollziehen.

Die Frage sei, ob die Klarstellungen im Gesetz auch nach der Pandemie gelten soll-
ten oder mit Außerkrafttreten der Grund-Corona-Verordnung des Landes Baden-
Württemberg aufgehoben werden sollten. Den Ausführungen der Ministerin ent-
nehme sie, dass die Präzisierungen auch für die Zukunft bestehen bleiben sollten, 
also über die Pandemie hinaus. Daher sollten sowohl der Gesetzestext als auch die 
schriftliche Begründung präzise formuliert sein. Durch eine unpräzise Formulie-
rung könnte jemand, der den Gesetzestext und die Begründung lese, nicht wissen, 
was der Gesetzgeber habe regeln wollen. 

Die Ministerin habe ausgeführt, dass eigentlich bereits jetzt all das möglich sei, 
was der Gesetzentwurf beinhalte; dies werde nur noch einmal klargestellt. Wenn 
sie (Rednerin) dies ernst nehme, sei die Gesetzesänderung unnötig. In der letzten 
Woche seien sich die Fraktionen einig gewesen, dass die Gesetzesänderung in die-
ser Weise in allen Punkten erfolgen solle. Jetzt zweifle sie daran, ob die Änderung 
wirklich richtig sei. Daher bitte sie die Ministerin, die offenen Punkte zu klären. 
Möglicherweise müsse der Gesetzentwurf noch einmal überarbeitet werden. 

Die Landesstudierendenvertretung frage in ihrer Stellungnahme, danach, ob die 
Regelung für die Verlängerung der Fristen von fachsemestergebundenen Studien- 
und Prüfungsleistungen um ein Semester auch die Fristen des Lehramtsstaatsexa-
mens verlängere.

Den in der letzten Woche unterbreiteten Vorschlag zur Erweiterung der Regelstu-
dienzeiten hätten die Regierungsfraktionen aufgegriffen. Dafür sei ihre Fraktion 
sehr dankbar. Selbstverständlich sei dieses Sommersemester studierbar, allerdings 
könnten nicht alle Bestandteile des Studiums, beispielsweise Exkursionen oder 
Seminare, per Videokonferenz durchgeführt werden. Diese verschöben sich in das 
Wintersemester. Ihres Erachtens sei es gegenüber den Studierenden fair und wich-
tig, die Regelstudienzeit und die Fristen zur Erbringung von Prüfungsleistungen 
zu verlängern.

Sie hätte sich aber ebenfalls gewünscht, dass die Bundesministerin das BAföG an 
dieser Stelle insgesamt anpasse. Die Bundesministerin hiervon zu überzeugen sei 
jedoch nicht möglich gewesen. 

Der Stellungnahme der Hochschulen für Angewandte Wissenschaften Baden-
Württemberg entnehme sie, dass diese die pauschale Fristverlängerung der Studi-
en- und Prüfungsleistungen für kritisch erachte. In vielen Hochschulsatzungen sei 
bereits die Formulierung „zum nächstmöglichen Termin“ festgelegt worden. Daher 
bitte sie die Ministerin um Ausführungen zu diesem Punkt.

Die Landesrektorenkonferenz weise in ihrer Stellungnahme auf die angemeldeten 
coronabedingten finanziellen Mehrbedarfe hin. Sie interessiere, in welcher Höhe 
Mehrbedarfe von den Hochschulen angemeldet worden seien. 
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Eine Abgeordnete der Fraktion der CDU bemerkt, wenn es hilfreich sei, lasse sich 
anbieten, folgenden Satz der schriftlichen Begründung des Gesetzentwurfs zu 
streichen:

   Mit dieser Ergänzung soll rechtssicher klargestellt werden, dass Gremien 
sich unter anderem des Instruments der Videokonferenz bedienen können.

Dieser Satz sei inhaltlich nicht notwendig. Außerdem würde dessen Streichung das 
Problem eines möglicherweise widersprüchlichen Verständnisses auflösen.

Der Vorsitzende weist darauf hin, abgestimmt werde nur über den Gesetzestext als 
solchen, nicht aber über die schriftliche Begründung. Letztere sei ein mittelbarer 
Teil des Gesetzes. Aus ihr erwachse jedoch keine Rechtskraft. Es obliege Grünen 
und CDU als Initiatoren des Gesetzentwurfs, die schriftliche Begründung zu än-
dern. Dazu bedürfe es eines formalen Antrags. Wenn sich der Ausschuss aber einig 
sei, dass in der Praxis das angeführte Problem bislang nicht das größte gewesen 
sei und aus der schriftlichen Begründung eines Gesetzentwurfs keine Rechtskraft 
erwachse, stelle sich die Frage, warum die Begründung geändert werden solle. In-
sofern schlage er vor, über die vom Landesdatenschutzbeauftragten angemeldeten 
Zweifel, die aus dessen Sicht durchaus berechtigt seien, hinwegzusehen. 

Der Abgeordnete der Fraktion GRÜNE erläutert, der Landesdatenschutzbeauftrag-
te werfe die Frage auf, ob die Regelungen, die der Gesetzentwurf vorsehe, ledig-
lich deklaratorische Wirkung hätten. Über diese Frage werde diskutiert, da hierzu 
verschiedene Meinungen bestünden. Der Landesdatenschutzbeauftragte vertrete 
die Ansicht, die Durchführung von Videokonferenzen werde nicht ausdrücklich im 
LHG erwähnt, sodass in der schriftlichen Begründung nicht auf diese Möglichkeit 
Bezug genommen werden könne. Auf der anderen Seite behaupte aber niemand, 
die schriftliche Begründung dürfe nicht so formuliert werden, da sie keine Rechts-
kraft entfalte. Somit seien Videokonferenzen auch nicht plötzlich nichtig. 

Seines Erachtens handle es sich bei der Frage um einen „juristischen Streit“, der 
auf Hochschulebene geführt werden könne. Außerhalb der Hochschulen brauche 
nicht darüber diskutiert zu werden, ob in der schriftlichen Begründung auf die 
Möglichkeit von Videokonferenzen Bezug genommen werden dürfe, da diese le-
diglich eine Erklärung für Außenstehende darstelle, sollten sie einmal den Gesetz-
entwurf lesen. Die Möglichkeit in die schriftliche Begründung mit aufzunehmen 
schade daher nicht, selbst dann nicht, wenn der Landesdatenschutzbeauftragte 
recht habe. Hiervon gehe er aber nicht aus. 

Da möglicherweise noch eine weitere Gesetzesnovellierung in dieser Legislatur-
periode anstehe, könnte ein Gespräch mit dem Landesdatenschutzbeauftragten 
geführt werden, um in einer erneuten Gesetzesänderung dessen Punkte mit auf-
zunehmen. 

Er plädiere jetzt dafür, keine Änderungen an der schriftlichen Begründung vor-
zunehmen und an dem Gesetzentwurf in der vorliegenden Fassung festzuhalten. 
Mit den aufgeworfenen Fragen des Landesdatenschutzbeauftragten müsse man 
sich grundlegend auseinandersetzen. Dies gelte auch für die Bestandskraft solcher 
Regelungen. Eine solche Frage sehe er als viel weiter gehender und entscheidender 
an, da die Ministerin ausgeführt habe, diese Regelungen sollten über die Corona-
krise hinaus im Gesetz enthalten bleiben.

Der Vorsitzende stellt daraufhin ohne Widerspruch fest, dass die Mehrheit des 
Ausschusses die schriftliche Begründung des Gesetzentwurfs nicht ändern wolle. 
Zudem verträten die Regierungsfraktionen inhaltlich die Meinung, dass eine Klar-
stellung im Gesetzestext nicht notwendig sei.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP äußert, er sei der Überzeugung, dass 
die schriftliche Begründung eines Gesetzes im Einklang mit dem Gesetzestext ste-
hen müsse. An dieser Stelle sollte sorgfältig gearbeitet werden, gerade vor dem 
Hintergrund der Ausführungen der Frau Ministerin, dass Videokonferenzen und 
digitale Sitzungen bereits zulässig seien und diesem Teil des Gesetzes lediglich 
deklaratorische Wirkung zukomme.
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Nachdem jetzt auch digitale Prüfungen zulässig seien, der Gesetzestext dies aber 
nicht explizit aufführe, sei es zwingend notwendig, den Hochschulen für die 
Durchführung digitaler Prüfungen Rechtssicherheit zu verschaffen. Insofern müsse 
in der schriftlichen Begründung auch auf die Möglichkeit der Durchführung digi-
taler Prüfungen verwiesen werden. Lediglich im Rahmen der mündlichen Begrün-
dung darauf hinzuweisen genüge nicht. Zudem sollten beide Bereiche einheitlich 
gehandhabt werden, um die Hochschulen nicht weiter zu verunsichern. 

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst trägt vor, die jeweiligen 
Fachminister seien für die Staatsexamen und eine entsprechende Prüfungsfristver-
längerung zuständig. Daher müssten sie entscheiden, ob die jeweilige Prüfungs-
ordnung entsprechend angepasst werden solle. Für das Lehramtsstaatsexamen sei 
das Kultusministerium und für das medizinische Staatsexamen aufgrund der Ap-
probationsordnung des Bundes das Sozialministerium zuständig. Das Justizminis-
terium habe für das juristische Staatsexamen bereits eine entsprechende Änderung 
der Prüfungsordnung beschlossen. Sie könne aber nicht die Frage beantworten, ob 
das Kultusministerium eine Anpassung der Prüfungsordnung für das Lehramts-
staatsexamen andenke. Das Wissenschaftsministerium könne jedoch eine solche 
Verordnung nicht erlassen.

Ihr Haus sei der Auffassung, dass es nicht notwendig sei, Wahlen zu verschieben, 
da diese auch anders durchgeführt werden könnten. Daher müsse dieses Thema 
nicht weiter ausgeführt werden.

Die Hochschulen hätten Mittel in Höhe von 40 Millionen Euro für die Digitali-
sierung angemeldet, z. B. für den Erwerb von Lizenzen, für die Ausstattung mit 
Hard- und Software und für entsprechende Fortbildungen. In dieser Höhe seien 
auch Mittel im Nachtragshaushalt angemeldet worden. 

Darüber hinaus sei ein coronabedingter Mehrbedarf für die Beschaffung von 
Schutzausrüstung, die Einstellung von zusätzlichem Personal, die Anschaffung 
von Hygienespendern, um die Hygienemaßnahmen umzusetzen, und Ähnliches 
in einem Umfang von schätzungsweise 70 Millionen Euro von den Hochschulen 
angemeldet worden. Diese Mittel benötigten die Hochschulen in besonderer Weise 
auch für die Verlängerung befristeter Arbeitsverträge, da sich Forschungsprojekte 
verzögerten. Durch die Coronakrise sei die Forschungsarbeit, auch in den Laboren, 
in relevantem Umfang unterbrochen worden. 

Somit beliefen sich die angemeldeten Mittel auf 40 Millionen Euro für die Di-
gitalisierung, 70 Millionen Euro für den coronabedingten Mehrbedarf sowie  
30 Millionen Euro für die Studierendenwerke.

Im Ausschuss müsse nicht darüber diskutiert werden, wie Prüfungen und ob Prü-
fungen oder andere Leistungsnachweise zu erbringen seien, da hierfür die Hoch-
schulen zuständig seien. Das LHG sehe vor, dass die Hochschulen innerhalb eines 
bestimmten Rahmens in ihren Prüfungsordnungen die Prüfungen und entsprechen-
de Nachweise über erbrachte Leistungen regelten, und enthalte keine expliziten 
Vorgaben für die Prüfungen. Die Prüfungsordnung müsse Fairness, Nachvollzieh-
barkeit und Gleichbehandlung gewährleisten. Da das LHG keine Details zu den 
Prüfungen enthalte, erachte sie die Forderung nach einer Positivformulierung, die 
im LHG Onlineprüfungen ermögliche, für einen Fehler. 

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP fragt, weshalb in Nordrhein-Westfa-
len im Gegensatz zu Baden-Württemberg das Thema Prüfungen explizit in einer 
Verordnung aufgegriffen werde.

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst antwortet, nach Ende die-
ses Semesters könnten durchaus bestimmte „Leitplanken“ aufgestellt werden, um 
eine hochschulübergreifende Regelung zu schaffen. Nach der Auswertung der Er-
fahrungen dieses Semesters sei dann möglicherweise die Zeit gekommen, über 
eine Verordnung oder eine Handreichung nachzudenken, aber nicht auf gesetzli-
cher Ebene und nicht zum jetzigen Zeitpunkt. Die Zuständigkeit könnte aber auch 
weiterhin bei den Hochschulen liegen. Sie schließe darüber hinaus nicht aus, dass 
Klärungsprozesse zu grundrechtsberührenden Fragen in die Wege geleitet würden.
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   Der Änderungsantrag der Abg. Gabi Rolland u. a. SPD (Anlage 1) wird 
mehrheitlich abgelehnt.

   Dem Änderungsantrag der Abg. Alexander Salomon u. a. GRÜNE und der 
Abg. Marion Gentges u. a. CDU (Anlage 2) wird einstimmig zugestimmt.

   Der Ausschuss beschließt einstimmig, dem Plenum zu empfehlen, dem Ge-
setzentwurf Drucksache 16/8151 mit den beschlossenen Änderungen im 
Ganzen zuzustimmen.

15. 07. 2020

Rolland
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 Anlage 1

 Zu TOP 1
    35. WissA/24. 06. 2020
Landtag von Baden-Württemberg
16. Wahlperiode 

Änderungsantrag

der Abg. Gabi Rolland u. a. SPD  

zu dem Gesetzentwurf der Fraktion GRÜNE und der Fraktion der CDU
– Drucksache 16/8151

Gesetz zur Änderung des Landeshochschulgesetzes und des Studierenden-
werksgesetzes 

Der Landtag wolle beschließen:

1. Der Titel des Gesetzes wird wie folgt gefasst: 

  „Gesetz zur Änderung des Landeshochschulgesetzes, des Studierendenwerksge-
setzes und des Landeshochschulgebührengesetzes“

2. Nach Artikel 2 wird folgender Artikel 3 eingefügt: 

 „Artikel 3
 Änderung des Landeshochschulgebührengesetzes

  Die §§ 3, 4, 5, 6 und 7 des Landeshochschulgebührengesetzes vom 1. Januar 
2005 (GBl. S. 1, 56), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. Oktober 
2019 (GBl. S. 405, 411) geändert worden ist, werden aufgehoben.“

3. Der bisherige Artikel 3 wird Artikel 4.

22. 06. 2020

Rolland, Rivoir, Selcuk SPD

B e g r ü n d u n g

In der Corona-Pandemie haben sich die Studiengebühren für internationale Studie-
rende als zusätzliches Hindernis für einen an sich schon schwierigen Prozess bei 
der Umstellung von der Präsenz- auf die digitale Lehre herausgestellt. Fragen, in-
wieweit das neue Angebot dem qualitativen Standard des ursprünglich Angebote-
nen entspricht, können nicht abschließend beantwortet werden und greifen die Le-
gitimität der Gebühren an. Die Pandemie und der Transformationsprozess in Bezug 
auf die Lehre an den Hochschulen des Landes sollte nun als Möglichkeit genutzt 
werden, die Gebühren wieder abzuschaffen und den Internationalisierungsstrate-
gien der baden-württembergischen Hochschulen keinen weiteren Stolperstein in 
den Weg zu legen.
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  Anlage 2

 Zu TOP 1
   35. WissA/24. 06. 2020

Landtag von Baden-Württemberg 
16. Wahlperiode

Änderungsantrag 

der Abg. Alexander Salomon u. a. GRÜNE und
der Abg. Marion Gentges u. a. CDU

zu dem Gesetzentwurf der Fraktion GRÜNE und der Fraktion der CDU
– Drucksache 16/8151

Gesetz zur Änderung des Landeshochschulgesetzes und des Studierenden-
werksgesetzes

Der Landtag wolle beschließen:

1.  Artikel 1 wird wie folgt geändert:

 a) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefügt:

  „3. Nach § 29 Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a eingefügt:

    ,(3 a) Für Studierende, die im Sommersemester 2020 in einem Studien-
gang eingeschrieben sind, gilt eine von der in Absatz 3 Satz 1 geregelten 
Regelstudienzeit abweichende, um ein Semester verlängerte individuelle 
Regelstudienzeit. Bei beurlaubten Studierenden regelt das Rektorat, ab-
hängig von den Beurlaubungsgründen und der Situation an der Hoch-
schule, ob die Verlängerung nach Satz 1 Anwendung findet.‘ “

 b) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden die Nummern 4 und 5.

 c) Nach der neuen Nummer 5 wird folgende Nummer 6 eingefügt:

  „6. Nach § 45 Absatz 6 wird folgender Absatz 6 a eingefügt:

    ,(6 a) Unbeschadet des Absatzes 6 können Beamtenverhältnisse auf Zeit 
nach §§ 51 Absatz 7 Satz 1, 51 a Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 1 so-
wie 52 Absatz 4 Satz 1 und 3, die schon zwischen dem 1. März 2020 und 
dem 30. September 2020 bestanden haben, auf Antrag um bis zu sechs 
Monate verlängert werden.‘ “

 d) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 7.

2. Nach Artikel 2 wird folgender Artikel 3 eingefügt:

 „Artikel 3
 Anwendung auf das KIT

  Abweichend von § 20 KITG finden § 29 Absatz 3 a LHG und § 32 Absatz 5 a 
LHG auf das KIT Anwendung, soweit dieses Universitätsaufgaben wahrnimmt. 
§ 45 Absatz 6 a LHG findet auf das KIT insgesamt Anwendung.“
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3. Der bisherige Artikel 3 wird der Artikel 4.

24. 06. 2020

Salomon, Erikli, Filius, Manfred Kern, Lösch, Marwein, Seemann GRÜNE

Gentges, Deuschle, Kurtz, Neumann-Martin, Philippi, Razavi CDU

B e g r ü n d u n g

Zu Nummer 1 – Artikel 1

Zu Buchstabe a – Nummer 3 (neu) des Gesetzentwurfs – § 29 Absatz 3 a LHG (neu)

Ziel dieser Regelung ist es, Benachteiligungen beim BAföG-Bezug durch die Co-
rona-Pandemie zu vermeiden. Mit Satz 1 wird das Rechtsinstitut der „individuellen 
Regelstudienzeit“ mit der Folge entsprechend verlängerter Förderungshöchstdau-
ern für BAföG-geförderte Studierende eingeführt und dafür singulär und punktuell 
nutzbar gemacht. 

Es handelt sich um eine einmalige Reaktion auf die pandemiebedingt veränderte 
Situation für Studierende im Sommersemester 2020, insbesondere in Folge der 
Umstellung auf digitalen Studienbetrieb. Eine über diesen Sonderfall des Sommer-
semesters 2020 hinausgehende Individualisierung der Regelstudienzeit ist damit 
nicht verbunden. Die generelle Regelstudienzeit ist und bleibt primär eine Pla-
nungsgröße, die auf einer generellen Betrachtung des Studiengangs beruht. Die 
Studiengänge müssen jederzeit so angeboten werden, dass sie in der (generellen) 
Regelstudienzeit gemäß § 29 Absatz 3 Satz 1 LHG abgeschlossen werden können. 
Satz 1 begründet auch keine Änderung in der Bestimmung der Regelstudienzeit 
und der Zählung des Verbleibs in der Regelstudienzeit in der amtlichen Statis-
tik und den an sie anknüpfenden Berechnungssystemen. Für die Zählung in der 
amtlichen Statistik ist ausschließlich die (generelle) Regelstudienzeit gemäß § 29 
Absatz 3 LHG maßgeblich.

Mit Satz 2 wird dem Rektorat die Kompetenz zugewiesen, bei Beurlaubungen ge-
gebenenfalls abhängig vom jeweiligen Beurlaubungsgrund und der Situation an 
der Hochschule zu entscheiden, ob die beurlaubten Studierenden an den Vorteilen 
aus Satz 1 partizipieren sollen oder ob es hierfür an einem sachlichen Grund fehlt. 

Zu Buchstabe b

Folgeänderung.

Zu Buchstabe c – Nummer 6 (neu) des Gesetzentwurfs – § 45 Absatz 6 a  
LHG (neu)

Viele junge Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler arbeiten in befriste-
ten Dienstverhältnissen und verfolgen ein bestimmtes Qualifizierungsziel. Die  
Corona-Schutzmaßnahmen können jedoch in manchen Fällen die wissenschaftli-
che Arbeit so behindern, dass die Forscherinnen und Forscher ihr Qualifizierungs-
ziel nicht rechtzeitig vor dem Ende ihres Dienstverhältnisses erreichen. 

Der Bund hat daher mit dem neuen § 7 Absatz 3 Satz 1 Wissenschaftszeitvertrags-
gesetz (WissZeitVG) die Möglichkeit geschaffen, die befristeten Angestelltenver-
hältnisse wissenschaftlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter um bis zu sechs Mo-
nate über die reguläre Höchstdauer hinaus zu verlängern. 

Auch Akademische Rätinnen und Räte auf Zeit, Akademische Oberrätinnen und 
Oberräte auf Zeit, Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren sowie Juniordozen-
tinnen und Juniordozenten werden in befristeten Dienstverhältnissen beschäftigt, 
die auf ein bestimmtes Qualifizierungsziel – Habilitation oder Evaluation – ausge-
richtet sind. Von den Bestimmungen des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes wer-
den sie allerdings nicht erfasst. 
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Die Vorschrift des § 45 Absatz 6 a LHG soll nun diese Lücke schließen und eine 
Rechtsgrundlage bieten, um die Dienstverhältnisse der erwähnten Personalkatego-
rien ebenfalls zu verlängern.  

In Wortlaut, Tatbestand und Rechtsfolge orientiert sich die Vorschrift an § 7 Ab-
satz 3 Satz 1 WissZeitVG sowie an den schon vorhandenen Verlängerungsmög-
lichkeiten wegen Kinderbetreuung, Beurlaubung etc. in § 45 Absatz 6 LHG. 

Die Vorschrift begründet keinen Anspruch auf Verlängerung des Dienstverhältnis-
ses, sondern nur einen Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung durch die 
Hochschule. Wie sich aus dem Begriff „verlängern“ ergibt, setzt die Anwendung 
des § 45 Absatz 6 a voraus, dass das befristete Dienstverhältnis im Augenblick der 
Antragstellung noch besteht.   

Zu Buchstabe d 

Folgeänderung.

Zu Nummer 2 – Artikel 3 (neu)

Mit Artikel 3 erfolgt eine Übertragung auf das KIT, welches im KITG spezialge-
setzlich geregelt ist. 

Zu Nummer 3

Folgeänderung.
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Anlage 3
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